Erlauterungen zur GMO-VO 2017

Vorblatt
Inhalt:

Mit der vorliegenden Verordnung werden einerseits die in der Elektrizitatsstatistikverordnung 2016, BGBI I
17/2016, vorgenommenen systematischen Anderungen fir den Bereich des Erdgasmonitoring nachgezogen und
andererseits die Erfahrungen der letzten Jahre berlicksichtigt.

Alternativen:
Keine.
Auswirkungen auf den Wirtschaftsstandort Osterreich:

Das Monitoring der Gasmarkte dient insbesondere dem Wettbewerb um Endkunden und damit dem
Wirtschaftsstandort Osterreich.

Finanzielle Auswirkungen:
Die nunmehr in Aussicht genommene Gas-Monitoring-Verordnung 2017 hat, da der Erhebungsumfang im

Wesentlichen dem der bestehenden Gas Monitoring-Verordnung entspricht, keine Auswirkungen auf den
Bundeshaushalt, die Planstellen des Bundes oder auf andere Gebietskdrperschaften.

Verhaltnis zu Rechtsvorschriften der Européischen Union:

Durch diese Verordnung wird die Richtlinie 2009/73/EG (ber gemeinsame Vorschriften fir den
Erdgasbinnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 2003/55/EG, ABI L 2009/211, 94, umgesetzt und die in der
Verordnung (EU) 994/2010 uber MalRnahmen zur Gewahrleistung der sicheren Erdgasversorgung und zur
Aufhebung der Richtlinie 2004/67/EG des Rates, ABI L 2010/295, 1, der Durchfithrung durch die Mitgliedstaaten
vorbehaltenen Bestimmungen sowie das EnLG 2012 konkretisiert.

Kosten:

Die zu erhebenden Daten sind bei den meldepflichtigen Unternehmen inshesondere fir Zwecke der Abrechnung
verflighar und missen nicht neu generiert werden. Darliber hinaus missen sie auf Basis der Verordnung (EG)
715/2009 bereits teilweise verdffentlicht werden. Die Kosten fur die Aufbereitung und Datenubermittlung werden
als geringfugig erachtet.
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Allgemeiner Teil

Gemal Art. 41 Abs. 1 lit. j der Richtlinie 2009/73/EG (ber gemeinsame Vorschriften fur den Erdgasbinnenmarkt,
haben die Regulierungsbehdrden die Aufgabe, den Grad und die Wirksamkeit der Marktéffnung und den Umfang
des Wettbewerbs auf GroRhandels- und Endkundenebene, einschlieflich Erdgasbérsen, Preise fur Haushaltskunden
(einschlieBlich Vorauszahlungssysteme), Versorgerwechselraten, Abschaltraten, Gebiihren fir Wartungsdienste,
Durchfiihrung  von  Wartungsdiensten und  Beschwerden von  Haushaltskunden, sowie etwaige
Wettbewerbsverzerrungen oder -beschrankungen zu tberwachen und zu diesem Zweck relevante Informationen
bereitzustellen. Diese Vorgabe ist mit § 131 GWG 2011 in nationales Recht implementiert worden. Darlber hinaus
hat die E-Control gemaR § 21 Abs. 2 Z 3 Energie-Control-Gesetz (E-ControlG), BGBI I 110/2010, idF BGBI |
174/2013, die Verpflichtung, Untersuchungen, Gutachten und Stellungnahmen (ber die Markt- und
Wettbewerbsverhéltnisse im Erdgasbereich durchzufihren. Die in gegenstdndlicher Verordnung definierten
Erhebungen dienen der Erfullung dieser Aufgaben.

Mit Erlassung der Elektrizitatsstatistikverordnung 2016, BGBI Il 17/2016, wurden folgende zwei wesentliche
systematische Anderungen vorgenommen, deren Umsetzung flir die Statistiken aber auch das Monitoring im
Erdgasbereich dringend notwendig wurde:

- Anderung der bisher nach tariflichen Kriterien erfolgten Untergliederung der Endverbraucher in ,nicht
leistungsgemessene® und ,,leistungsgemessene* Kunden durch eine sachliche Gliederung in ,,Haushalte®
und ,,Nicht-Haushalte*;

- Erweiterung des Erhebungsumfangs der Marktstatistik auf alle Endverbraucherpreise, also nicht mehr nur
auf den Kleinkundenbereich sondern auch auf die bisherigen leistungsgemessenen Kunden,

wobei zweitere flir den Bereich des Monitoring nicht relevant ist.

Daruber hinaus erscheint es angebracht, die mit dem Monitoring bisher gemachten Erfahrungen zu beriicksichtigen
und die Erhebungsinhalte entsprechend anzupassen. Auch werden die Struktur sowie die Erhebungsinhalte
gestrafft.

Der Erhebungsumfang entspricht im Wesentlichen dem der bestehenden Gas Monitoring-Verordnung.

In diesem Zusammenhang wird ausdriicklich darauf hingewiesen, dass Erhebungsinhalte, die sowohl Zwecken des
Monitoring, der Energielenkung oder der Gasstatistik dienen, wie bereits bisher aus Griinden der Einfachheit und
ZweckméBigkeit gemeinsam erhoben werden. Beispielsweise werden die tdglichen Speicherstande sowohl fiir
Zwecke der Marktstatistik, der Energielenkung sowie des Monitorings bendtigt und fiir alle drei Zwecke definiert.
Allerdings werden die Daten nur einmal tatsachlich erhoben.

Dariiber hinaus werden, ebenfalls wie bereits in der Vergangenheit, Daten nach Méglichkeit bei sog. Datenhubs —
das heil3t an jenen Stellen, an denen sie bereits fir andere Zwecke gesammelt, gepruft und verarbeitet werden —
erfasst. So werden beispielsweise die kompletten Clearingdaten beim BKO und nicht bei den einzelnen
Marktteilnehmern abgefragt.

Der Wetthewerb um Endkunden wird maRgeblich durch die Wettbewerbsbedingungen in den vorgelagerten
Markten bestimmt. Eine Betrachtung der Wetthewerbssituation muss daher die gesamten Teilmérkte in der
Wertschdpfungskette der Gaswirtschaft umfassen: Gasbeschaffungsmérkte (Grof3handelsebene), Transport,
Speicherung, Ausgleichsenergiebereitstellung, Verteilung und Absatzmaérkte.

Wesentlich fir den Handel ist die tdgliche Transparenz (ber die Fundamentaldaten wie Transport- und
Speicherfliisse. Dieser Entwicklung tragen die gestiegenen Transparenzvorschriften in der Verordnung (EG)
715/2009 uber die Bedingungen fir den Zugang zu den Erdgasfernleitungsnetzen, ABI L 2009/211, 36, sowie der
Verordnung (EU) 1227/2011 tber die Integritit und Transparenz des Energiegrof3handelsmarktes, ABI L 2011/326,
1, (REMIT - Regulation for Wholesale Energy Market Integrity and Transparency) Rechnung. Um
Preisentwicklungen analysieren zu kénnen, ist die Erhebung von Fundamentaldaten unerldsslich.

Aus Griinden der besseren Ubersichtlichkeit wird einer Neuerlassung der Gas-Monitoring-Verordnung der Vorrang
gegenuber einer Novellierung gegeben.
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Besonderer Teil
Zu § 1 - Gegenstand der Monitoring-Verordnung:

Diese Verordnung regelt ausschlieBlich die Anordnung der fiur Zwecke des Monitoring im Erdgasbereich
notwendigen Daten und Informationen, nicht jedoch die Datenverarbeitung bzw. —analyse.

Zu § 2 — Begriffsbestimmungen:

Grundsétzlich gelten die Begriffsbestimmungen des GWG 2011, sodass in gegenstandlicher VVerordnung nur jene
Begriffe zusatzlich aufgenommen werden, die speziell fiur die Definition von Erhebungsmerkmalen
oder -auspragungen notwendig sind.

Im Wesentlichen umfassen die Definitionen allgemein gebréuchliche gaswirtschaftliche Begriffe sowie
Marktbegriffe. Auf eine Vereinheitlichung der gemeinsamen Begriffe fir die drei Bereiche Statistik, Monitoring
und Energielenkung wurde jeweils geachtet.

Allgemein gaswirtschaftliche Begriffe sind ,gasférmige Energietrager”, ,biogene Gase“, ,Abgabe an
Endverbraucher®, ,,Netzlibergabemenge®, ,,[Exporte und ,,Importe”, ,Verbraucherkategorien®“, ,,GrélRenklassen des
Bezugs®, ,Lastverlauf*, »Messwert“, ,Normzustand*, ,»Grenzkopplungspunkt®, »importpunkt*,
»Produktionskapazitat”, ,,Ein- und Ausspeicherkapazitat”, “Arbeitsgasvolumen®, ,Polstergas”, ,,Speicherinhalt*
oder ,,Speichervolumen®.

Den Marktbegriffen  zuzuzdhlen sind  ,Gastag“, ,bilanzielle  Ausgleichsenergie”, ,physikalische
Ausgleichsenergie“,  ,Marktgebietssaldo®, ,Verteilergebietsdelta“, , Netzzutrittsantrag”, ,,Anmeldung”,
»Abmeldung“, »versorgerwechsel”, »,Bearbeitungsdauer”, »,ungeplante  Versorgungsunterbrechung*,

»~Eigenerzeuger* oder ,,6ffentlicher Erzeuger”.

Festgehalten wird, dass die Produktion von Biogas nicht unter dem Begriff ,,Produktion” subsumiert wird und dass
daher unter dem Begriff ,,Produktionsanlage* nicht solche zur Produktion von Biogas zu verstehen sind.

Die Begriffe ,,Erhebungsperiode”, ,Erhebungsstichtag sowie ,,Erhebungszeitpunkt dienen der zeitlichen
Abgrenzung der Erhebungen.

Bezuglich der Kraftwerke wird angemerkt, dass dem Netzbetreiber auf Grund Anlagel | Z1 lit. e GMMO-
VO 2012 bekannt ist, welcher Zahlpunkt einem Kraftwerk entspricht. Die Zusatzinformation, ob es sich um das
Kraftwerk eines 6ffentlichen Versorgers handelt, kann im Zweifelsfall durch die E-Control beigestellt werden.

Zu 2. Teil — Erhebungen:

Da im Gegensatz zum Statistikbereich und zur Energielenkung das Monitoring nicht in klar abgegrenzte
Themenbereiche gegliedert ist, erfolgt die Gliederung entsprechend den Meldepflichtigen. Durch diese
Abweichung von der bisherigen Gliederung entsprechend der zeitlichen Aufldsung soll eine bessere Ubersicht der
einzelnen Meldepflichten erreicht werden.

Zu 8 3 und § 4 — Stunden- und Monatswerte MGM:
Die Erhebungsinhalte des § 3 entsprechen inhaltlich dem bisherigen Erhebungsumfang (8 3 GMO-VO).

Die Netzauslastung entsprechend der Verordnung (EG) 715/2009 kann einerseits Uber die physische Auslastung,
d.h. Uber das Verhéltnis zwischen tatsachlichen, gemessenen Lastflissen und der zu diesem Zeitpunkt zur
Verfuigung stehenden maximalen technischen Kapazitat oder andererseits tber die vertragliche Auslastung, d.h. das
Verhéltnis zwischen tatséchlichen, gemessenen Lastfliissen und der zu diesem Zeitpunkt zur Verfigung stehenden
vertraglich zugesicherten Kapazitdt ermittelt werden. Die in Z 1 definierten Erhebungsmerkmale dienen der
Beobachtung eventueller Wetthewerbsverzerrungen oder -beschréankungen.

Die genannten Daten sind gemaf Verordnung (EG) 715/2009 von den Fernleitungsnetzbetreibern zu
veroffentlichen und geméR § 62 Abs. 1 Z 18 GWG 2011 an den Marktgebietsmanager (MGM) zu (bermitteln.
Dariber hinaus sind Daten der Kapazitatsauslastung vom MGM auch gemal? § 25 Abs. 1 Z 3 Gas-Marktmodell-
Verordnung 2012 - GMMO-VO 2012, BGBI Il 171/2012 idgF, auf der Online-Plattform zu veréffentlichen. Die
Biindelung der entsprechenden Meldepflicht beim MGM ist damit eine Vereinfachung der Datentibermittlung.

Der MGM ermittelt auf stindlicher Basis das Marktgebietssaldo und veréffentlicht es auf der Online-Plattform
(siehe §25 und §26 GMMO-VO 2012). Das Marktgebietssaldo zeigt, ob im Marktgebiet ein Uber- oder
Unterangebot von Gas im Netz vorliegt, und 16st damit den Prozess der Ausgleichsenergiebeschaffung aus.

§ 131 Abs. 2 GWG 2011 sieht vor, dass die Bilanzgruppenkoordinatoren (BKO) die Daten zur Ausgleichsenergie
liefern.  Im  neuen Marktmodell ~wird zwischen der  Ausgleichsenergiebilanzierung und  der
Ausgleichsenergiebeschaffung auf der Marktgebietsebene, die der MGM durchfiihrt und abrechnet, und auf der
Verteilergebietsebene, die der Verteilergebietsmanager (VGM) durchfiihrt und der BKO abrechnet, unterschieden.
Beide Ausgleichsenergiesysteme konnen zu Ausgleichsenergiekosten flr die Versorger fihren und daher auch
endkundenpreisrelevant sein. Da nur der MGM Zugriff auf die fiir das Monitoring der Ausgleichsenergiekosten des
Gasmarktes notwendigen Daten hat, wird die entsprechende Meldepflicht hier definiert.
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Fur die vom Marktgebietsmanager zu meldende aktuelle Liste der Bilanzgruppenmitglieder je Bilanzgruppe ist eine
eindeutige Identifikation der Bilanzgruppenmitglieder notwendig. Hierzu ist der Energy ldentification Code
ausreichend.

Zu 8 5 — Stunden- und Monatswerte VGM:

Insbesondere uber den sog. kleinen Grenzverkehr (Grenzkopplungspunkte auf Verteilernetzebene) werden auch
Importe und Exporte getétigt. Um ein vollstandiges Bild tber die Flisse und damit tber die Auslastung zu erhalten,
sind daher die vom MGM fir die Fernleitungsebene zu meldenden Erhebungsinhalte vom VGM fur die
Verteilernetzebene zu melden.

Die Daten stehen dem VGM zur Betriebsfilhrung zur Verfligung und stellen damit keinen zusatzlichen
Erhebungsaufwand dar. Im Ubrigen entspricht der Datenumfang dem bisherigen § 4 GMO-VO.

Zu § 6 — Stunden- und Tageswerte BKO:

Der Ausgleichsenergiemarkt ist, insbesondere fir neu am Markt eintretende Lieferanten, eine wesentliche
Maoglichkeit, ihr Angebot zu strukturieren und Flexibilitdt zu beziehen. Dariber hinaus werden die damit
verbundenen Ausgleichsenergiekosten von den Lieferanten den Endkunden verrechnet. Er hat daher eine besondere
Bedeutung fir die Entwicklung des Wettbewerbs vor allem im Kleinkundensegment. Meldepflichtig ist der
Bilanzgruppenkoordinator (BKO), dem auf der Verteilergebietsebene alle Informationen  Uber
Ausgleichsenergiebeschaffung und -verrechnung zur Verfiigung stehen. Aufgrund des Marktmodells verrechnet der
BKO die Ausgleichsenergiebeschaffung des VGM (ber zwei Quellen: einerseits Uber den Virtuellen Handelspunkt
(VHP) und andererseits, wenn die Angebote am VHP nicht ausreichen, tber die Merit Order List, weshalb beide
Beschaffungsquellen abgefragt werden missen.

Die zu meldenden Daten erlauben die Abschéatzung der Ausgleichsenergiekosten sowie deren Entwicklung und
entsprechen inhaltlich den bisherigen Regelungen.

Die Ausgleichsenergiebeschaffung am VHP erfolgt auch auf der Basis verschiedener Produkte. Diese kénnen
Stunden- oder Tagesprodukte sein, weshalb diese Produkte auf stiindlicher Basis anzugeben sind.

Es ist mdglich, interne Fahrpléne fir Netzverluste abzuwickeln, weshalb auch diese Mengen zu erfassen sind. Die
nach Bilanzgruppen gegliederte Abgabe an Endverbraucher dient als Basis fur die Berechnung des Anteils der
Ausgleichsenergie. Zum Ausgleich der Netze werden Netzilbergabemengen zwischen Netzbetreibern mit dem
Ausgleichsenergiepreis verrechnet. Diese Kosten gehen auch in die Endkundenpreise ein und sind daher zu
erheben.

Zu 8 7 — Tageswerte VHP und Borsen:

Obwohl gemal? EnergiegroRhandels-Transaktionsdaten-Aufbewahrungsverordnung (ETA-VO), BGBI 11 337/2012,
Transaktionsdaten u.a. die ldentitdt von Kéufer und Verkéufer, den Zeitpunkt des Abschlusses der Transaktion,
Kontrakt- und Transaktionsspezifikationen, den Transaktionspreis, die Transaktionsmenge, die Vertragsdauer oder
den Lieferort umfassen, ist es fir die Beobachtung der Entwicklung am VHP ausreichend, fir Zwecke des
Monitorings die Datenerhebung auf die wesentlichen Elemente wie Mengen und Preise zu beschréanken.

Dabei wird zwischen dem Handel ,,over the Counter“ (OTC) und dem standardisierten Handel an der Borse
unterschieden. Erflllungsort dieser Handelsgeschafte ist in beiden Fallen der VHP. Da der OTC-Handel und der
Bdrsenhandel mit unterschiedlichen Risiken und Kosten verbunden sind, ist eine getrennte Erfassung notwendig.

Ob ein Handelsplatz fiir die Gasheschaffung geeignet ist und der dort quotierte Preis als verlésslicher Preisindex in
langfristige Vertrdge aufgenommen werden kann, héngt von der Liquiditdt an diesem Handelsplatz ab. Die
erhobenen Daten missen daher eine Bewertung dieser Liquiditdit ermdglichen. Die Liquiditdit an den
Handelsplatzen wird auf der Basis unterschiedlicher Indikatoren bewertet. Dazu zéhlen die pro Handelstag
gehandelten Spot- und Terminprodukte, die dazugehdrigen Mengen und Preise, der Abstand zwischen Angebots-
und Nachfragepreis (Bid-/Offer-Spread), die Churn rate (Umschlagshaufigkeit) sowie die Anzahl der Handler.
Auch die Marktanteile bei den verschiedenen Produkten (Spot- oder Terminprodukte) sind fiir die Analyse wichtig,
da sie unterschiedlich sein kdnnen. Spot- und Terminprodukte erfilllen zudem unterschiedliche Funktionen:
Spotprodukte kdnnen Flexibilitatsprodukte sein, Terminprodukte Beschaffungsprodukte.

Erhebungsumfang und -inhalte sind unverandert.

Als Marktkonzentrationsdaten sind der HHI, CR3, CR4 und CR5 zu berechnen. Im Falle von Waren- und
Terminbdrse soll die Berechnung nach Produkten erfolgen.

Zu 8 8 — Monatswerte Verteilernetzbetreiber:

Gegenuber dem bisherigen Erhebungsumfang wird die monatliche Meldung der gesamten Abgabe sowie der
Abgabe an leistungsgemessene Endverbraucher nicht mehr erfasst, da die Kategorisierung der Endverbraucher
nunmehr nicht auf Basis der tariflichen Einreihung erfolgt.

Die von den Verteilernetzbetreibern zu meldenden allokierten, nicht saldierten Importe und Exporte je
grenziberschreitender Speicheranlage und Speicherkunde dienen der Vervollstdndigung der insgesamt getétigten
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Importe und Exporte. Dem Verteilernetzbetreiber sind aufgrund seiner Verpflichtung zur Fihrung des
Speicherkontos gem. § 4 Abs. 9 GSNE-VO 2013 die Mengen aus den genannten Importen und Exporten bekannt.

Die Entwicklung der Wechselzahlen ist ein Indikator fiir die Entwicklung des Wettbewerbs, die aber in Verbindung
mit den Preisentwicklungen gesehen werden muss. Da Preisveranderungen jederzeit von den Lieferanten
vorgenommen werden kénnen, missen auch die Wechselzahlen in einer entsprechend hdheren Granularitit erhoben
werden. Monatliche Versorgerwechselzahlen erlauben Rickschlisse auf das Nachfrageverhalten, was ein
wesentlicher Teil einer Wettbewerbsanalyse ist, wobei das Verhalten der verschiedenen Kundengruppen wesentlich
fur die Analyse der des Umfangs des Wettbewerbs auf Endkundenebene ist.

Uber die in der Gasnetzdienstleistungsqualitatsverordnung erfassten Unterbrechungen, die technische Ursachen
haben, werden hier auch Abschaltungen, die im Verantwortungsbereich des Endverbrauchers liegen, erfasst. Dazu
sind die Anzahl der Abschaltungen bei Verletzung vertraglicher Pflichten anzugeben um eine einheitliche
Berechnung der Abschaltraten sicherzustellen. Die Abschaltungen sollen als Monatswerte angegeben werden, da
Abschaltungen in den Wintermonaten fur den Endverbraucher eine andere Auswirkung haben als Abschaltungen in
den Sommermonaten. Im Falle einer Abschaltung wegen Verletzung vertraglicher Pflichten sind zwei Varianten in
der Praxis moglich, einerseits die Abschaltung bei Aussetzung der Vertragsabwicklung wegen Verletzung
vertraglicher Pflichten — d.h. der Vertrag mit dem Kunden bleibt bestehen, die Vertragsabwicklung wird aber (z.B.
aufgrund von Zahlungsverzug) fur die Dauer der Zuwiderhandlung ausgesetzt — oder andererseits die Abschaltung
bei Vertragsauflosung wegen Verletzung vertraglicher Pflichten — hier wird der Vertrag beendet.

Wiederaufnahmen der Belieferung nach Abschaltungen von Zahlpunkten kénnen nur im Anschluss an eine
Abschaltung bei Aussetzung der Vertragsabwicklung erfolgen, da nur in diesem Fall Leistungen bzw.
Verpflichtungen aus einem (noch) bestehenden Vertrag wieder aufgenommen/erbracht werden kénnen.

Die letzten Mahnungen mit eingeschriebenem Brief geméaR §127 Abs. 3 GWG 2011 sind jene letzten Mahnungen,
die Netzbetreiber in Fallen der Vertragsverletzung, insbesondere bei Zahlungsverzug oder Nichtleistung einer
Vorauszahlung oder Sicherheitsleistung, direkt an Endverbraucher senden mussen (sofern die Netzrechnung direkt
dem Endverbraucher gelegt wird und nicht vom Versorger im Zusammenhang mit einer integrierten Energie- und
Netzrechnung gelegt wird). Dabei handelt es sich um jene zweiten Mahnungen (oder letzten Mahnungen, falls
mehr als zwei geschickt werden), welche Informationen tiber die Folgen einer Abschaltung des Netzzuganges nach
Verstreichen einer zweiwdchigen Nachfrist beinhalten. Nicht gemeint sind sonstige wiederholte (letzte)
Mahnungen im Zuge einer Beendigung des Vertrages aufgrund ordentlicher Kiindigung, Zeitablaufs oder
Widerspruchs gemal § 125 Abs. 2 GWG 2011. Ebensowenig sind jene Mahnungen gemeint, welche in Folge eines
missbrauchlichen Verhaltens (z.B. Manipulation von Messeinrichtungen) des Endverbrauchers verschickt werden.

Abgesehen von der 0.a. Reduktion bleiben Erhebungsumfang und -inhalte unveréndert.
Zu § 9 — Halbjahreswerte Verteilernetzbetreiber:

Von den Netzbetreibern sind halbjéhrlich die reinen Systemnutzungsentgelte ohne Steuern und Abgaben zu
melden. Die Meldeverpflichtung fir Netzbetreiber ist neu hinzugekommen, um Informationen Uber den
Gesamtpreis der bezogenen Gasmengen je Verbraucherkategorie und GroRenklasse fiir Monitoringzwecke zur
Verfugung zu haben.

Beziiglich der Ermittlung der durchschnittlichen Preise wird festgehalten, dass grundsatzlich von tatsachlichen
Kundenrechnungen in der jeweiligen Verbrauchergruppe auszugehen ist. Der anzugebende Preis soll den
Durchschnittserlds pro kwWh der Versorger bzw. Netzbetreiber fir die jeweilige Kundengruppe und GroRenklasse
darstellen. Als Basis der Berechnungen sollen die jeweiligen kWh und Erlése aus den in der betreffenden
Erhebungsperiode (Halbjahr) gestellten Rechnungen an die jeweilige Kundengruppe und GroRenklasse
herangezogen werden.

Zu § 10 — Jahreswerte Verteilernetzbetreiber:

Die Anzahl der Endverbraucher (bisher sinngemaf3 ,,Hausanschliisse) und der Z&hlpunkte zum Jahresende sowie
die Abgabemengen im Berichtsjahr sind einerseits nach Verbraucherkategorien und GréRenklassen des Bezugs und
andererseits nach Versorgern zu untergliedern, um die Berechnung der Marktanteile und Konzentrationsmafie zu
erlauben.

Die An- und Abmeldungen sowie die Versorgerwechsel sind Teil des Kundenverhaltens und werden daher fir eine
umfassende Marktanalyse getrennt einerseits nach Verbraucherkategorien und GrolRenklassen des Bezugs und
andererseits nach Versorgern erhoben. Bei den Versorgerwechseln sind weiters die eingeleiteten und tatsachlich
durchgefuhrten sowie bei den nicht erfolgreich durchgefihrten die Griinde der jeweiligen Ablehnung zur
Beurteilung des Verbraucherverhaltens relevant.

Die Bearbeitungsdauer, als solches wird der Zeitraum vom Einlangen der vollstandigen Information bis zum
vollstandigen Abschluss des jeweiligen Prozesses definiert, verschiedener Prozesse wie etwa die Durchfiihrung von
Neuanschlussen, von Wartungs- und Reparaturdiensten oder der Beantwortung von Kundenanfragen
und -beschwerden, stellt ein Qualitdtsmal® fur die Versorgung der Endverbraucher dar. Bezuglich der Definition
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von Anfragen und Beschwerden wird auf die Begriffsbestimmungen der Gasnetzdienstleistungsqualitatsverordnung
verwiesen.

Generell ist anzumerken, dass die Gliederung der Erhebungsmerkmale nach Netzebenen nunmehr entféllt. Die
Gliederung nach Verbraucherkategorien und GroRenklassen bzw. nach Versorgern wird fiir jene Merkmale
vereinheitlicht, fur die eine solche Gliederung notwendig ist.

Nicht mehr erfasst werden Informationen bezliglich Netzzutritte und Netzzugénge. Alle anderen Erhebungsinhalte
entsprechen den bisher erfassten.

Zu § 11 — Monatswerte Fernleitungsnetzbetreiber:

Die von den Fernleitungsnetzbetreibern zu meldenden allokierten, nicht saldierten Importe und Exporte je
grenzuberschreitender Speicheranlage und Speicherkunde dienen der Vervollstandigung der insgesamt getétigten
Importe und Exporte. Dem Fernleitungsnetzbetreiber sind aufgrund seiner Verpflichtung zur Fuhrung des
Speicherkontos gem. § 4 Abs. 9 GSNE-VO 2013 die Mengen aus den genannten Importen und Exporten bekannt.

Zu § 12 und § 13 — Tages- und Jahreswerte Speicherunternehmen:

Die kontrahierten und genutzten Ein- und Ausspeicherkapazitaten und Speicherinhalte bzw. Arbeitsgasvolumina
sind auf Tagesbasis in Summe (ber alle Speicheranlagen zu melden. Die von den Speicherkunden kontrahierten
Arbeitsgasvolumina und das gesamte angebotene Arbeitsgasvolumen sowie die maximalen Ein- und
Ausspeicherkapazitaten sind zum Jahresende bzw. bei jeweiliger Anderung bekannt zu geben. Dies ist eine
Vereinfachung gegenuber der bisherigen Erhebung.

Einschrankungen der Ein- und Ausspeicherleistung sowie die verkaufte Day Ahead-Speicherkapazitat sind nicht
mehr Teil der Erhebungen.

Zu 8 14 — Monatswerte Erdgashéndler:

Meldepflichtig sind nunmehr importierende Erdgashandler. Inkludiert sind Importe Uber grenzuberschreitende
Speicheranlagen gem. § 4 Abs 9 GSNE-VO 2013.

Da Uber einen Importpunkt auch von mehreren Anbietern bezogen werden kann, ist ein mengengewichteter Preis
anzugeben, der den von den Vertragspartnern tatséchlich verrechneten Werten pro Monat entspricht.

Um die Marktgebiete Tirol und Vorarlberg abzudecken, werden die am NCG VHP (bergebenen Mengen und die
dazugehorigen mengengewichteten Preise ebenfalls erhoben.

Transitmengen (,,Importe, die durch das jeweilige Osterreichische Marktgebiet durchgeleitet werden) sind
getrennt auszuweisen, damit die tatsdchlichen Importpreise realistischer abgebildet werden.

Zu 8 15 — Halbjahreswerte Versorger:
Die bisher monatlich zu meldende Preisentwicklung auf Endkundenebene entféllt.

Preisdaten werden ebenfalls im Rahmen der Marktstatistik erhoben. Um den Erhebungsaufwand fiir die Versorger
gering zu halten, wird daher auf die dort angewandte Methodik zuriickgegriffen, wobei allerdings nur der reine
Energiepreis (ohne Steuern und Abgaben) flr Zwecke des Monitoring relevant ist. Dieser inkludiert den
Arbeitspreis und allfallige Grund- bzw. Leistungspreise. Eventuell gewahrte Rabatte sind bei der Berechnung
abzuziehen. Entry-/Exit-Entgelte sowie Ausgleichsenergiekosten sind gegebenenfalls zu berlicksichtigen. Dabei
sind jeweils die Jahresendabrechnungen zur Berechnung heranzuziehen, die im Berichtszeitraum erstellt worden
sind, um die Durchschnittspreise auf Basis der Erldse sowie der verrechneten Jahresmengen zu berechnen. Diese
Vorgehensweise verhindert aulerdem, dass die Verbrauchsmengen nicht abgerechneter Kunden geschétzt werden
missen.

Beziiglich der Ermittlung der durchschnittlichen Preise wird festgehalten, dass grundsatzlich von tatsachlichen
Kundenrechnungen in der jeweiligen Verbrauchergruppe auszugehen ist. Der anzugebende Preis soll den
Durchschnittserlds pro kwWh der Versorger bzw. Netzbetreiber fir die jeweilige Kundengruppe und GroRenklasse
darstellen. Als Basis der Berechnungen sollen die jeweiligen kWh und Preise aus den in der betreffenden
Erhebungsperiode (Halbjahr) gestellten Rechnungen an die jeweilige Kundengruppe und GréRenklasse
herangezogen werden.

Da Endkunden in bestimmten Féllen von mehr als einem Versorger beliefert werden kdnnen, missen die
Preisangaben sowohl jene Endkunden, deren Z&hlpunkte dem jeweiligen Versorger zugeordnet sind wie auch jene
Endverbraucher, deren Zahlpunkte dem jeweiligen Versorger nicht zugeordnet sind (sog. Zweit- oder
Drittversorgung) umfassen. Unter Zweit- und Drittversorgung ist hierbei die Einlieferung in andere Bilanzgruppen
zum Zwecke der Endkundenversorgung zu verstehen. Ein entsprechender Liefervertrag ist hierfir Voraussetzung.

Die Erhebungsinhalte bleiben inhaltlich unverandert.
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Zu 8 16 — Jahreswerte Versorger:

Die Anzahl der Endverbraucher und der Zahlpunkte zum Jahresende sowie die Abgabemengen im Berichtsjahr sind
einerseits nach Verbraucherkategorien und GroRenklassen des Bezugs und andererseits nach Netzgebieten zu
untergliedern, um die Berechnung der Marktanteile und KonzentrationsmaRe zu erlauben.

Die An- und Abmeldungen sowie die Versorgerwechsel sind Teil des Kundenverhaltens und werden daher,
nunmehr ergénzt um die entsprechenden Abgabemengen, getrennt nach Verbraucherkategorien und GréRenklassen
des Bezugs erhoben. Fir die entsprechenden Abgabemengen sollen die die Gber die Wechselplattform Energylink
tbermittelten Daten (Prognostizierter Jahresverbrauch in kWh; Prozess WIES11 & WIES12 bzw. WIES55 &
WIESS7) der Netzbetreiber an die Lieferanten herangezogen werden. Desweiteren sollen die zur Zuordnung der
Endverbraucher, Z&hlpunkte und Mengen benétigten Daten aus diesem Datensatz zur Einstufung verwendet
werden.

Die Bearbeitungsdauer, als solche wird der Zeitraum vom Einlangen der vollstandigen Information bis zum
vollstdndigen Abschluss des jeweiligen Prozesses definiert, verschiedener Prozesse wie etwa die Durchfiihrung von
Neuanschlussen, von Wartungs- und Reparaturdiensten oder der Beantwortung von Kundenanfragen und -
beschwerden, stellt ein Qualitatsmall fiir die Versorgung der Endverbraucher dar. Diese Informationen sind
insbesondere ein Indikator fur die Marktéffnung und dienen der Darstellung des Endkundenmarkts.

Gemadll §127 Abs.6 GWG 2011 hat der Versorger spatestens sechs Wochen nach Vollziehung des
Versorgerwechsels oder nach Vertragsbeendigung dem Kunden eine Rechnung zu legen.

Kunden haben im liberalisierten Markt einerseits die Mdaglichkeit, den Versorger zu wechseln, andererseits haben
sie aber auch die Mdglichkeit, beim selben Versorger zu einem anderen Produkt zu wechseln, falls ein solches
angeboten wird. Dies stellt eine erweiterte Form des Versorgerwechsels dar und wird auch in dieser Form im
Rahmen der europdischen Datenmeldungen erfasst.

Zu § 17 — Durchfiihrung der Erhebungen:

Analog zu den Bestimmungen im Statistikbereich wurden nunmehr alle Datenquellen in die Regelung
aufgenommen.  Insbesondere  werden  Verwaltungsdaten sowohl der E-Control wie auch der
Bilanzgruppenkoordinatoren bzw. Verrechnungsstellen (Clearingstellen), des MGM sowie des VGM als mit den
direkten Meldungen gleichwertige Datenquelle definiert.

Zu § 18 — Meldepflicht:

Die Netzbetreiber werden verpflichtet, gegebenenfalls die wvon ihnen vorgenommene Zuordnung von
Endverbrauchern zu Verbrauchergruppen und GroRenklassen der Abgabe fiir Zwecke der hier definierten
Erhebungen sowie inshesondere den Versorgern zur Verfiigung zu stellen. Damit sollen unterschiedliche bzw.
uneinheitliche Zuordnungen von Endverbrauchern vermieden und die von den Netzbetreibern vorgenommenen
Zuordnungen allgemein verbindlich gemacht werden. Es wird in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, dass
diese Informationen insbesondere auch im Rahmen eines Versorgerwechsels den Versorgern zur Verfugung zu
stellen sind und somit auf bereits bestehende, geeignete Ablaufe zuriickgegriffen werden kann. Die Regelung ist
dergestalt, dass sie auch fur intelligente Messgerate gilt.

Wie auch bisher hat die Dateniibermittlung an die E-Control ausschlielich in elektronischer Form unter
Verwendung von einheitlichen Formblattern, die von der E-Control auf deren Homepage zur Verfugung gestellt
werden, zu erfolgen. Damit soll einerseits der Meldeaufwand bei den Meldepflichtigen so weit als méglich durch
Automatisierung vereinfacht und andererseits eine rasche Erhebung, Uberpriifung, Verarbeitung und Publikation
ermdglicht werden.

Daruber hinaus kénnen aus Griinden der Einfachheit und ZweckméRigkeit Daten, die bereits dem Betreiber des
Virtuellen  Handelspunktes, den Bilanzgruppenkoordinatoren, dem Marktgebietsmanager und dem
Verteilergebietsmanager als sogenannte ,Betriebsdaten* zur Verfligung stehen, flr statistische Zwecke
herangezogen werden, wobei bei Erfiillung der Anforderungen insbhesondere auf Qualitdt und Meldetermin die
Meldepflicht der urspriinglich meldepflichtigen Unternehmen erlischt.

Zu § 19 — Meldetermine:

Vereinfacht gilt fir tdgliche Meldungen der jeweils folgende Werktag bis 14 Uhr, fir monatliche Meldungen der
20. Kalendertag nach dem Berichtsmonat und fiir Jahresmeldungen der 15. Februar des Folgejahres.

Die Meldetermine bleiben im Wesentlichen unveréndert.
Zu § 20 — Schlussbestimmungen:

Die Gas-Monitoring-Verordnung 2017 (GMO-VO 2017) tritt mit 1. Janner 2017 in Kraft. Damit werden keine
Ubergangsbestimmungen notwendig.

Es wird lediglich darauf hingewiesen, dass die Erhebungen fir das Kalenderjahr 2016, und hier insbesondere die
noch offenen Jahreserhebungen, auf Basis der flir das Berichtsjahr 2016 geltenden Meldepflichten entsprechend der
Gas Monitoring-Verordnung (GMO-VO), BGBI. Il Nr. 63/2013, zu erfolgen haben.
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	Bezüglich der Ermittlung der durchschnittlichen Preise wird festgehalten, dass grundsätzlich von tatsächlichen Kundenrechnungen in der jeweiligen Verbrauchergruppe auszugehen ist. Der anzugebende Preis soll den Durchschnittserlös pro kWh der Versorger...
	Zu § 10 – Jahreswerte Verteilernetzbetreiber:
	Die Anzahl der Endverbraucher (bisher sinngemäß „Hausanschlüsse“) und der Zählpunkte zum Jahresende sowie die Abgabemengen im Berichtsjahr sind einerseits nach Verbraucherkategorien und Größenklassen des Bezugs und andererseits nach Versorgern zu unte...
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	Nicht mehr erfasst werden Informationen bezüglich Netzzutritte und Netzzugänge. Alle anderen Erhebungsinhalte entsprechen den bisher erfassten.
	Zu § 11 – Monatswerte Fernleitungsnetzbetreiber:
	Die von den Fernleitungsnetzbetreibern zu meldenden allokierten, nicht saldierten Importe und Exporte je grenzüberschreitender Speicheranlage und Speicherkunde dienen der Vervollständigung der insgesamt getätigten Importe und Exporte. Dem Fernleitungs...
	Zu § 12 und § 13 – Tages- und Jahreswerte Speicherunternehmen:
	Die kontrahierten und genutzten Ein- und Ausspeicherkapazitäten und Speicherinhalte bzw. Arbeitsgasvolumina sind auf Tagesbasis in Summe über alle Speicheranlagen zu melden. Die von den Speicherkunden kontrahierten Arbeitsgasvolumina und das gesamte a...
	Einschränkungen der Ein- und Ausspeicherleistung sowie die verkaufte Day Ahead-Speicherkapazität sind nicht mehr Teil der Erhebungen.
	Zu § 14 – Monatswerte Erdgashändler:
	Meldepflichtig sind nunmehr importierende Erdgashändler. Inkludiert sind Importe über grenzüberschreitende Speicheranlagen gem. § 4 Abs 9 GSNE-VO 2013.
	Da über einen Importpunkt auch von mehreren Anbietern bezogen werden kann, ist ein mengengewichteter Preis anzugeben, der den von den Vertragspartnern tatsächlich verrechneten Werten pro Monat entspricht.
	Um die Marktgebiete Tirol und Vorarlberg abzudecken, werden die am NCG VHP übergebenen Mengen und die dazugehörigen mengengewichteten Preise ebenfalls erhoben.
	Transitmengen („Importe, die durch das jeweilige österreichische Marktgebiet durchgeleitet werden“) sind getrennt auszuweisen, damit die tatsächlichen Importpreise realistischer abgebildet werden.
	Zu § 15 – Halbjahreswerte Versorger:
	Die bisher monatlich zu meldende Preisentwicklung auf Endkundenebene entfällt.
	Preisdaten werden ebenfalls im Rahmen der Marktstatistik erhoben. Um den Erhebungsaufwand für die Versorger gering zu halten, wird daher auf die dort angewandte Methodik zurückgegriffen, wobei allerdings nur der reine Energiepreis (ohne Steuern und Ab...
	Bezüglich der Ermittlung der durchschnittlichen Preise wird festgehalten, dass grundsätzlich von tatsächlichen Kundenrechnungen in der jeweiligen Verbrauchergruppe auszugehen ist. Der anzugebende Preis soll den Durchschnittserlös pro kWh der Versorger...
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